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Wahlprüfstein von: Kampagne "STOPP CATTENOM!" 

Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 05.03.2026 
 
 Themenkomplex I: Verbindlichkeit, Zukunft & Zivilgesellschaft  
1. Laufzeitverlängerung Die Reaktoren in Cattenom nähern sich der 40-Jahre-Marke, und 
eine weitere Laufzeitverlängerung ist geplant. Wie bewerten Sie diese geplante Laufzeitver-
längerung aus sicherheitstechnischer Sicht für die Region Trier, und welche konkreten politi-
schen Schritte werden Sie im Landtag unternehmen, um eine Stilllegung zu erreichen bzw. 
zu beschleunigen?  
2. Verankerung im Koalitionsvertrag Wahlversprechen sind gut, verbindliche Vereinbarun-
gen sind besser. Werden Sie sich im Falle von Koalitionsverhandlungen dafür einsetzen, 
dass die entschiedene Ablehnung der Laufzeitverlängerung und konkrete Schritte zur Stillle-
gung von Cattenom explizit im Koalitionsvertrag festgeschrieben werden?  
3. Unterstützung der Zivilgesellschaft Politischer Wandel braucht oft den Druck der Straße 
und der Zivilgesellschaft. Sind Sie bereit, unsere aktuelle Kampagne "STOPP CATTENOM!" 
(https://stop-cattenom.de) öffentlich zu unterstützen  
 
Unsere Antwort zum Themenkomplex I: 
Die Laufzeitverlängerung für ein 40 Jahre altes Atomkraftwerk lehnen wir entschieden ab. 
Wir fordern dringend die Abschaltung. Zumal bekannt ist, dass das Kernkraftwerk in 
Cattenom notwendigen Sicherheitsstandards in keiner Weise genügt: Es ist nicht gegen 
Flugzeugabstürze, Drohnen- oder Terrorangriffe geschützt. Die Kühlwasserversorgung 
durch die Mosel ist in zunehmend heißen Sommern nicht gewährleistet und das erwärmte 
Abwasser gefährdet das gesamte Ökosystem Mosel. Sollte uns der Landeseinzug gelingen, 
wird sich Die Linke Fraktion im Landtag dafür einsetzen, dass die zukünftige 
Landesregierung sich mit dem Saarland und Luxemburg zusammenschließt und alle 
diplomatischen und rechtlichen Schritte unternimmt, um die Laufzeitverlängerung zu 
verhindern! 
Wir würden uns dafür einsetzen, das in einem eventuellen Koalitionsvertrag zu vereinbaren. 
Als Opposition werden wir dazu Gesetzesinitiativen starten. Es wird auch notwendig sein, 
von offizieller Seite die Bevölkerung über die Gefahren aufzuklären und Widerstand zu 
unterstützen. Wir stehen hinter der Kampagne "Stopp Cattenom"! 
 
 Themenkomplex II: Realitätscheck – Schutz der Bevölkerung vor Ort  
4. Evakuierungsrealität Am 10. Oktober 2024 führte ein einzelner Verkehrsunfall auf der 
A64 im Ehranger Wald zu einem kompletten Verkehrskollaps in Trier. Halten Sie angesichts 
solcher Ereignisse die aktuellen Evakuierungspläne für einen GAU in Cattenom für realistisch 
umsetzbar? Setzen Sie sich für eine unabhängige Überprüfung und Überarbeitung dieser 
Pläne unter Einbeziehung von Verkehrsexperten ein – inklusive der möglichen und wahr-
scheinlichen Erkenntnis, dass eine Evakuierung faktisch nicht möglich ist und die Bevölke-
rung darüber aufgeklärt werden muss?  
5. Jodtabletten-Verteilung und Aufklärung Wie wollen Sie die Bevölkerung informieren, an-
gesichts der Einschätzung, dass die Jod-Tabletten im Ernstfall aufgrund von Verkehrschaos 
und Staus wahrscheinlich nicht rechtzeitig abgeholt und eingenommen werden können? Wie 
stehen Sie zudem zur notwendigen Aufklärung der Bevölkerung darüber, dass Jodtabletten 
lediglich die Schilddrüse schützen, aber keinen Schutz vor direkter Strahlung oder anderen 
Isotopen (wie Cäsium oder Strontium) bieten, sowie über die Einnahmerisiken bei Personen 
über 45 Jahren?  
 
Unsere Antwort zum Themenkomplex II: 
Ihre Einschätzung, dass eine geordnete Evakuierung in einem so dicht besiedelten Gebiet 
im Falle eines GAUs nicht gewährleistet werden kann, teilen wir. Die Abschaltung des 
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Kernkraftwerkes ist der einzige Schutz. Deshalb hoffen wir, dass die Pläne erst gar nicht 
überarbeitet werden müssen. 
Die Jodtablettenversorgung bietet nur einen sehr begrenzten Schutz vor Strahlenschäden, 
ja ist für manche Menschen sogar mit anderen gesundheitlichen Risiken verbunden. So wird 
nur eine nicht wirklich vorhandene Sicherheit vorgegaukelt.  
 
Themenkomplex III: Politisches Handeln & Grundsätzliches  
6. Druck auf Landes- und Bundesebene Viele Bürgerinnen und Bürger haben den Eindruck, 
dass der politische Druck aus Rheinland-Pfalz auf Paris und Berlin in den letzten Jahren 
nachgelassen hat. Welche bisherigen Interventionen der Landesregierung erachten Sie als 
wirkungsvoll, und halten Sie diese insgesamt für ausreichend? Falls nein: Welche spezifi-
schen diplomatischen oder juristischen Mittel wollen Sie nutzen, um den Druck auf die Bun-
desregierung und die französische Regierung zu erhöhen?  
7. Persönlicher Einsatz Können Sie uns konkrete Aktivitäten (parlamentarische Anfragen, 
Teilnahme an Protesten, Schriftverkehr) nennen, die Sie persönlich im letzten Jahr unter-
nommen haben und die Sie für Ihre Amtszeit planen, um der Laufzeitverlängerung entge-
genzuwirken?  
8. Zukunft der Energie: Risiko vs. Alternative Wie ist Ihre grundsätzliche Position zur Nut-
zung der Atomkraft zur Stromerzeugung, insbesondere vor dem Hintergrund der Endlager-
frage und des Risikos für dicht besiedelte Grenzregionen wie die um Cattenom? Wie werden 
Sie sich in unserer Region konkret für den beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien 
einsetzen?  

 
Unsere Antwort zum Themenkomplex III: 
In Zeiten, in denen anderen Parteien die Wiederaufnahme der Atomkraft in die 
Energieerzeugung Deutschlands erneut herbeireden, ist es unbedingt notwendig, das 
Wissen über die Gefahren dieser Technik mit allen nur möglichen Mitteln wieder in der 
öffentlichen Debatte zu verankern! Selbstverständlich werden wir uns für diese Thema 
persönlich engagieren. Wir werden, wie bereits erwähnt, Gesetzesinitiativen starten und uns 
über alle juristischen Möglichkeiten informieren. Sehr gern werden wir zu diesem Thema mit 
Ihnen zusammenarbeiten. Ihre Expertise und Ihr Wissen birgt eine wichtige Grundlage, 
gemeinsam etwas zu erreichen.  
Wir lehnt Kernkraftwerke grundsätzlich ab und wir sprechen uns für ihre Abschaltung 
aus. Von der Urangewinnung an, über die gesundheitlichen Gefahren während des Betriebs, 
der Gefährdung großer Bevölkerungsgruppen durch mögliche Unfälle bis hin zur ungeklärten 
Endlagerung sehen wir nicht vertretbare Risiken. Und selbstverständlich sprechen wir uns 
für einen beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien aus. Wichtig sind ebenso 
grundlegende Veränderungen zur Reduktion des Energiebedarfs. 
 


